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3.2.4. Enthält eine Neuerervereinbarung entgegen der Fest­
legung in § 2 Abs. 3 der 2. DB zur NVO eine Kombi­
nation von Aufgabenstellungen nach § 13 Ziffern 1 bis 3 
NVO, ist zu prüfen, ob gegebenenfalls der Teil der Ver­
einbarung wirksam ist, der sich auf die Aufgabenstel­
lung gemäß § 13 Ziff. 1 bzw. § 13 Ziff. 2 NVO bezieht.

3.3. Folgen der Unwirksamkeit

3.3.1. Würde eine Neuerervereinbarung für unwirksam er­
klärt, bestehen keine Ansprüche auf die vereinbarte 
oder bei Wirksamkeit und Erfüllung gesetzlich zulässige 
Vergütung.

Der Betrieb hat jedoch den Werktätigen für die bisher 
außerhalb der gesetzlichen Arbeitszeit erbrachten Lei­
stungen den nachgewiesenen Aufwand zu erstatten 
(§ 7 Abs. 3 Ziff. 2 der 1. DB zur NVO), soweit dies nicht 
nach § 5 Abs. 2 Satz 3 der 2. DB zur NVO ausgeschlos­
sen ist. Zur Ermittlung des dem Werktätigen zustehenden 
Anspruchs haben die Gerichte festzustellen, wieviel 
Arbeitsstunden geleistet wurden und welcher Art die 
tatsächlichen Arbeitsleistungen waren.

Davon ausgehend ist die Bezahlung auf der Grundlage 
der lohnrechtlichen Normen zu ermitteln, die für die Art 
der Arbeit anzuwenden sind.

Die im Rahmen des Arbeitsrechtsverhältnisses vom 
Werktätigen wahrzunehmenden Aufgaben sind für die 
Feststellung der Bezahlung für erbrachte Arbeitslei­
stungen im Rahmen einer später für unwirksam er­
klärten Neuerervereinbarung nicht maßgebend. Der An­
spruch steht daher auch Werktätigen zu, die nach ihrer 
arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitsaufgabe zu dem 
Personenkreis gemäß § 75 Absätze 1 oder 2 GBA ge­
hören.

3.3.2. Wird eine Vereinbarung gemäß § 13 Ziff. 2 NVO für 
unwirksam erklärt, entfällt ein Anspruch auf Erstat­
tung von Aufwendungen für die geleistete Arbeit, so­
fern die erbrachte Leistung als Neuerervorschlag be­
nutzt wird und einen Vergütungsanspruch auslöst (§ 5 
Abs. 3 der 2. DB zur NVO).

3.3.3. Ein Schadenersatzanspruch anstelle der durch die Fest­
stellung der Unwirksamkeit einer Neuerervereinbarung 
entgangenen Vergütung steht dem Werktätigen nicht 
zu.
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